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Ziele der Steuerpolitik
Die Besteuerung kann in dreierlei Form zu Wachstum und Wohlergehen beitragen:  
Zuallererst muss ein Steuersystem ausreichende Einnahmen erzielen, um öffentliche 
Dienstleistungen und soziale Transferleistungen auf einem qualitativ hohen Niveau zu 
finanzieren.  Ferner hat die Besteuerung Einfluss auf wirtschaftliche Entscheidungen und 
sollte Anreize für mehr Beschäftigung sowie eine wirksame und nachhaltige Verwendung der 
natürlichen Ressourcen schaffen. Schließlich führt die Besteuerung unvermeidlich zu einer 
Umverteilung der Einkommen und sollte dies in einer Weise tun, die die effektive Nachfrage 
und das soziale Gleichgewicht durch Verringerung der großen Kluft bei der 
Einkommensverteilung stärkt. 
Die Mitteilungen der Kommission nehmen zwar ausdrücklich Bezug auf die ersten beiden 
Ziele, vernachlässigen aber völlig die Verteilungsaspekte der Besteuerung. Gleichzeitig haben 
die Steuersysteme der EU-Mitgliedstaaten gerade in dieser Hinsicht die grundlegendsten 
Änderungen erfahren.
In der modernen Wirtschaftslehre wird zunehmend anerkannt, dass eine große Ungleichheit 
das Wachstum behindern kann. Diese Wirkung lässt sich leicht in Modellen abbilden, wenn 
diesen nur einige wenige realistische Annahmen zu Grunde gelegt werden, wie etwa die 
Unvollkommenheit des Wettbewerbs, die Unteilbarkeit der Konsumgüter oder die nicht 
homothetischen Präferenzen. Fiskalische Maßnahmen, welche die Ungleichheit noch 
verstärken und die Nachfrage abwürgen, werden wohl kaum zu der dynamisch wachsenden 
Wirtschaftsregion beitragen, wie sie in der Lissabon-Strategie gefordert wird.

Folgen des Steuerwettbewerbs
Es geht hier um die Frage, ob die EU-Mitgliedstaaten den Handlungsspielraum für die 
Durchführung der Steuerpolitik zurückgewinnen, wofür eine EU-weite Koordinierung 
erforderlich ist, oder aber Steuersysteme akzeptieren, die in zunehmendem Maße von der dem 
Steuerwettbewerb innewohnenden Logik verzerrt werden. Die Berichterstatterin teilt die 
Besorgnis der Kommission, dass „die fehlende Koordinierung im Bereich der direkten 
Steuern auch zu unbeabsichtigter Nichtbesteuerung, zu Missbrauch und damit zur 
Schmälerung der Steuereinnahmen führen kann“ (KOM(2006) 823).
Wo sich das Kapital vollkommen frei bewegen kann und sich die Steuersätze von einem Land 
zum anderen unterscheiden, steht den multinationalen Unternehmen eine ganze Bandbreite 
von Strategien zur Steueroptimierung zur Verfügung. Zwei geläufige Methoden sind dabei 
der Einsatz von Verrechnungspreisen zur Verlagerung von Gewinnen in Niedrigsteuergebiete 
sowie die Einrichtung von Finanzabteilungen in Steueroasen zur Finanzierung von 
Investitionen durch konzerninterne Kredite. 
Solche Steuervermeidungsstrategien setzen die Regierungen unter Druck, da Länder mit 
höheren Steuersätzen Einnahmen verlieren und ihre einheimischen KMU ins Straucheln 
geraten, weil sie auf keine derartige Strategien zurückgreifen können, wohl aber auf den 
selben Märkten konkurrieren. Wenn multinationale Konzerne nicht nur Gewinne, sondern 
auch produktive Investitionen verlagern, um das Steuergefälle zwischen den Staaten 
auszunutzen, erhöht sich dadurch der Druck, die Steuern noch weiter zu senken. Dieser als 
Steuerwettbewerb bezeichnete Prozess betrifft nicht nur den Bereich der 
Unternehmensbesteuerung. Da sich die Geldvermögen noch freier bewegen können als das 
produktiv investierte Kapital, gilt dieselbe Logik auch für Steuern auf private 
Kapitaleinkünfte oder Kapitalerträge.
Die Mobilität der Arbeit ist generell geringer als die des Kapitals, und geringer qualifizierte 
Arbeitskräfte sind weniger mobil als höher qualifizierte. Eine äußerst „immobile“ 
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Bemessungsgrundlage ist hingegen die Besteuerung des Verbrauchs, insbesondere des 
Verbrauchs von grundlegenden Gütern. Daraus folgt, dass der Steuerwettbewerb zu einer 
grundlegenden Änderung der Struktur der Besteuerung führt. Um ihre Steuereinnahmen zu 
schützen, sehen sich die Regierungen gezwungen, die steuerliche Belastung mobiler Faktoren 
zu senken und die Steuerlast bei weniger mobilen Steuerquellen zu erhöhen. In einer Situation 
des Steuerwettbewerbs kommt es folglich zu einer Verlagerung der Besteuerung von 
Unternehmenseinkünften zu Privateinkünften, von Kapitaleinkünften zu Einkünften aus 
Arbeit und generell von einer Besteuerung des Einkommens und Vermögens hin zu einer 
Besteuerung des Verbrauchs. Die stilisierten Fakten über die Entwicklung der Steuern in der 
EU in den letzten Jahrzehnten bestätigen, dass genau dies eingetreten ist.

Entwicklung der Steuern in der EU
So sind die Regelsätze bei der Körperschaftsteuer stark gefallen. In den EU-15 sind sie von 
durchschnittlich 38,0 % im Jahr 1995 auf 29,5 % im Jahr 2006 zurückgegangen. (Schaubild 1) 

Schaubild 1. Quelle: EU-Kommission (2006)

Diese Entwicklung ist noch lange nicht zu Ende.  In Deutschland wird gerade die nächste 
Unternehmenssteuerreform vorbereitet, mit der der Regelsatz unter die Marke von 30% 
gedrückt wird. In Dänemark ist geplant, den Regelsatz von 28 auf 22% zu senken. Diese 
Schritte werden sicherlich den Druck auf die anderen Staaten erhöhen. Da 
„Hochsteuerstandort“ ein relativer Begriff ist, könnte es durchaus zu einem Wettlauf nach 
unten kommen.

Es wird oft argumentiert, dass die Senkungen bei den Körperschaftssteuern durch die 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen gegenfinanziert werden. Es gibt zwei Methoden, 
um die effektive Steuerbelastung eines durchschnittlichen hypothetischen 
Investitionsvorhabens zu berechnen: den effektiven Durchschnittssteuersatz (Effective 
Average Tax Rate, EATR) und den effektiven Grenzsteuersatz (Effective Marginal Tax Rate, 
EMTR).  Die effektiven Steuersätze liegen im Allgemeinen niedriger als die Regelsteuersätze, 
aber auch sie gehen seit Mitte der 80er Jahre zurück.  

Höchster Regelsatz für die Körperschaftsteuer
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Nach Angaben des Institute of Fiscal Studies ist der effektive Durchschnittssteuersatz in den 
EU-15 zwischen 1982 und 2005 um 11 Prozentpunkte zurückgegangen, während der effektive 
Grenzsteuersatz um 10 Prozentpunkte zurückfiel.   Die Zahlen des Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung lassen einen noch stärkeren Trend nach unten erkennen, nämlich einen 
durchschnittlichen Rückgang des effektiven Durchschnittssteuersatzes in den EU-15 um 13,6 
Prozentpunkte im Zeitraum 1984 bis 2003.

Zur Widerlegung der These des schädlichen Steuerwettbewerbs wird oft darauf verwiesen, 
dass die Einnahmen aus der Unternehmensbesteuerung im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt in der EU seit 1965 weitgehend stabil geblieben sind. Diese Konstanz 
widerlegt jedoch nicht den Abwärtstrend bei der Unternehmensbesteuerung,  vielmehr 
bestätigt sie ihn, da der Anteil der Unternehmensgewinne am BIP stark gestiegen ist. 
(Schaubild 2)

Schaubild 2. Quelle: Ameco-Datenbank, EU-Kommission

Der Gesamtsteuersatz auf Kapital lässt sich nur schwer ermitteln. Nach den Zahlen der 
Kommission lag im Jahr 2003 die implizite Steuerrate (implicit tax rate, ITR) in den EU-15 
bei 29,9 %. In den neuen Mitgliedstaaten ist die implizite Steuerrate auf Kapital geringer 
(14 %), aber auch Deutschland und Griechenland weisen niedrige Steuerraten bei der 
Kapitalbesteuerung aus.
Immer mehr Mitgliedstaaten der EU gehen dazu über, ein duales System der 
Einkommensbesteuerung einzuführen. Während die Einkünfte aus Arbeit weiterhin progressiv 
besteuert werden, kommt bei Kapitaleinkünften eine Einheitssteuer (flat tax) zur Anwendung, 
die weit unterhalb der Spitzensteuersätze auf Arbeitseinkünfte liegt. Da die Kapitaleinkünfte 
wesentlich konzentrierter sind als die Arbeitseinkünfte, kommt die Verschiebung hin zu einer 
dualen Einkommensbesteuerung einer groß angelegten Steuerentlastung zu Gunsten der 
Wohlhabendsten gleich.

Wie die Kommission bestätigt hat, war bei der Steuerlast auf Arbeitseinkommen bis Mitte der 
90er Jahre eine steigende Tendenz zu verzeichnen. Sie erreichte einen Stand von ca. 36 % in 
den EU-15 und ist seither recht stabil geblieben. Der höchste Regelsatz für die 
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Einkommensteuer ist jedoch seit 1998 um 4,7 Prozentpunkte zurückgegangen. Dies bestätigt 
die Verschiebung bei der Besteuerung von hohen Einkommen zu geringeren Einkommen. 
Einige neue Mitgliedstaaten haben sogar eine allgemeine Einheitssteuer auf private Einkünfte 
eingeführt.

Seit Mitte der 90er Jahre wurden vor allem die indirekten Steuern erhöht, um die öffentlichen 
Einnahmen stabil zu halten. Insbesondere die Mitgliedstaaten mit geringeren 
Mehrwertsteuersätzen haben von der aktuellen in der Mehrwertsteuerrichtlinie vorgesehenen 
Bandbreite von 15 bis 25 % Gebrauch gemacht, um sich deren Obergrenze anzunähern. Dem 
entsprechend erhöht hat sich der Anteil der Mehrwertsteuer am Gesamtsteueraufkommen. 
(Schaubild 3) 

Schaubild 3. Quelle : EU-Kommission (2006)

Ferner hat sich die steuerliche Belastung von Ressourcen wie Energie oder Benzin erhöht.  
Die ökologische Wirksamkeit solcher Steuern hängt davon ab, ob die Bürger tatsächlich die 
Möglichkeit haben, Alternativen zu suchen. Die Besteuerung des Energieverbrauchs der 
Industrie lässt sich am ehesten aus Umweltgründen rechtfertigen, da energiesparende 
Technologien häufig zur Verfügung stehen und sie auf diese Weise attraktiver werden. In 
vielen anderen Fällen beschränkt sich die Wirkung so genannter „grüner“ Steuern auf eine 
Belastung insbesondere von Geringverdienern, da ärmere Haushalte einen höheren Anteil 
ihres Einkommens für Energie- und Heizkosten ausgeben. Ebenso haben hohe Benzinsteuern 
nur dann eine positive Wirkung auf die Umwelt, wenn ein kostengünstiger und attraktiver 
öffentlicher Transport zur Verfügung steht. Andernfalls wird nur der Verbrauch besteuert, mit 
der üblichen regressiven Wirkung.

Die Auffassung der Kommission, „eine Verlagerung der Besteuerung der Arbeit auf die 
Besteuerung des Konsums und/oder der Umweltverschmutzung […] könnte helfen, das 
Beschäftigungsniveau zu heben“ (KOM(2005) 532), überzeugt daher nicht.

Wie bereits aufgezeigt, sind die allgemeinen Vorhersagen über die Folgen des 
Steuerwettbewerbs empirisch nachgewiesen. Die wesentlichste Folge liegt weniger in einem 
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Rückgang der Gesamtsteuereinnahmen, als vielmehr in einer strukturellen Veränderung des 
Steuersystems. Diese Veränderung betrifft in erster Linie die Verteilungswirkung der 
Besteuerung. All diese Veränderungen führen zu einer Entlastung der Bezieher hoher 
Einkommen, während am unteren Ende der Einkommensskala die steuerliche Belastung 
zunimmt. Dies gilt vor allem für die Verschiebung von direkten zu indirekten Steuern, aber 
auch für die Senkungen der Spitzensteuersätze bei der Einkommensteuer und den Trend zur 
Einführung eines Einheitssatzes bei Kapitaleinkünften. Anstatt soziale Gegensätze abzubauen, 
vergrößert das Steuersystem die Kluft zwischen Arm und Reich.

Folglich besteht kein Grund, zwischen „schädlichem“ und „gesundem“ Steuerwettbewerb zu 
unterscheiden. Eine Umverteilung der Einkommen von unten nach oben ist auf jeden Fall 
schädlich. Sie unterminiert das soziale Gleichgewicht, verringert die effektive Nachfrage und 
führt zu ungenutzten Kapazitäten, einer Verschlechterung der KMU, geringem Wachstum 
sowie zu hoher Arbeitslosigkeit.

Langfristig könnte ein regressiver Umbau des Steuersystems auch die öffentlichen Einnahmen 
mindern. So ist das Gesamtsteueraufkommen seit Ende der 90er Jahre rückläufig. (Schaubild 
3) Wenn sich dieser Trend fortsetzt, wird die Finanzierung der öffentlichen 
Grunddienstleistungen und Investitionen in Gefahr sein.

Schaubild 4. Quelle: Ameco-Datenbank, EU-Kommission

Es sind jedoch nicht nur die Kräfte des Marktes, die die nationale Souveränität in 
Steuerfragen untergraben. Der EU-Vertrag erfasst zwar nicht die direkten Steuern, gleichwohl 
schränken seine Bestimmungen die Steuerpolitik der Mitgliedstaaten ein. Infolgedessen haben 
im Laufe der letzten Jahre immer mehr Unternehmen ihre Regierungen vor Gericht gebracht, 
wobei sie sich darauf beriefen, dass nationale Steuergesetze gegen Europarecht verstoßen. Mit 
seiner Rechtsprechung hat der EuGH ein gemeinsames europäisches Steuerrecht geschaffen, 
das zur Erosion der nationalen Steuereinnahmen beigetragen hat, indem er nationale 
Steuerbestimmungen in zunehmendem Maße für rechtswidrig erklärte. 

Gesamtabgabenbelastung in % des BIP
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Eine alternative Strategie
Die Einführung eines Steuersystems, das zu Wachstum, Beschäftigung und sozialem 
Gleichgewicht beiträgt, erfordert eine Koordinierung zwischen den EU-Mitgliedstaaten. Im 
Einzelnen sind folgende Maßnahmen wünschenswert:

1. Die Politik der Kommission, auf eine gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage hinzuarbeiten, macht nur Sinn als erster Schritt auf dem Weg zur 
Verwirklichung harmonisierter Körperschaftsteuersätze. Sonst können Körperschaften, die in 
Europa Infrastruktur, öffentliche Dienstleistungen und gut ausgebildete Beschäftigte nutzen, 
zunehmend vermeiden, zur Bereitstellung all dessen beizutragen. Eine Harmonisierung der 
Steuerbemessungsgrundlagen ohne eine Harmonisierung der Steuersätze wird den 
Steuerwettbewerb nicht reduzieren, sondern anfachen.

Die Berichterstatterin unterstützt den Standpunkt der Kommission, dass „steuerliche Anreize 
dazu beitragen können, Marktversagen zu beheben und die Forschungsinvestitionen der 
Unternehmen zu steigern, indem sie die FuE-Kosten senken“. Wenn allerdings die FuE-
Kosten teilweise durch öffentliche Gelder finanziert werden, müssen Vorkehrungen getroffen 
werden, damit die entstehenden Gewinne nicht in private Hände fließen. Darüber hinaus 
sollten steuerliche Anreize nicht als indirekte Subventionen für große Unternehmen genutzt 
werden, sondern insbesondere innovative KMU unterstützen.

2. Der Trend, ein duales Einkommensteuersystem oder sogar eine allgemeine Einheitssteuer 
einzuführen, sollte gestoppt werden. Die Besteuerung muss zum sozialen Gleichgewicht 
beitragen, indem Einkommen unabhängig von seiner Quelle progressiv besteuert wird.

Die Vereinbarung von 2003 über die gegenseitige Unterstützung in Bezug auf Zinserträge war 
ein Schritt in die richtige Richtung. Allerdings wurde versäumt, nicht nur die Zinserträge 
natürlicher Personen zu erfassen, sondern auch Einnahmen aus Dividenden oder realisierten 
Kapitalgewinnen. Diese Versäumnisse bieten Möglichkeiten für Steuerflucht und sabotieren 
den gewünschten Effekt.

3. In der EU-15 verfügen ca. 9 % der Bevölkerung über 60 % des Privatvermögens. Da die 
Anhäufung finanziellen Reichtums an sich Beschäftigung und Wachstum nicht unterstützt, 
trägt dessen Drosselung durch Besteuerung dazu bei, die öffentlichen Einnahmen zu sanieren 
und ausgewogene Haushalte zu erreichen, ohne die effektive Nachfrage zu verringern. Der 
Trend, Vermögenssteuern zu senken oder abzuschaffen, sollte daher umgekehrt werden.

Solange Reichtum, Kapitalgewinne oder Vermächtnisse so ungleich besteuert werden, wie es 
derzeit in der EU der Fall ist, sollten Wegzugssteuern als legitime Maßnahme zum Schutz der 
nationalen Steuervorschriften akzeptiert werden.

4. Hohe MwSt.-Sätze sowie andere Steuern auf grundlegende Verbrauchsgüter haben eine 
stark regressive Wirkung und würgen die Nachfrage ab. Eine höhere Besteuerung teurer 
Luxusgüter könnte eine Alternative sein, da die Nachfrage nach diesen Gütern weitaus 
weniger preiselastisch ist und Luxussteuern nicht regressiv sind.

Außerdem sollte der Umsatz an den Finanzmärkten stärker besteuert werden, z.B. durch die 
Einführung/Erhöhung von Steuern auf Wertpapiergeschäfte. Da der Umsatz an den 
europäischen Börsen sich auf mehrere Billionen Euro pro Jahr beläuft, könnte selbst eine 
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geringe Steuer umfangreiche Einnahmen erbringen, ohne die Verbraucher- oder 
Investitionsnachfrage zu beeinträchtigen. Zusätzliche sollte die EU in Erwägung ziehen, eine 
Steuer auf Währungsgeschäfte (CTT) einzuführen, die nicht nur einen stabilisierenden Effekt 
auf die Finanzmärkte hätte, sondern bei einem sehr niedrigen Steuersatz (0,01 %) Einnahmen 
zwischen 16 und 18 Milliarden Euro erbringen würde.

Eine Steuerpolitik in der Europäischen Union, die sich an diesen Grundsätzen orientieren 
würde, könnte in der Tat „zu mehr Beschäftigung und zur Förderung von Volkswirtschaften 
ohne soziale Ausgrenzung beitragen“ (KOM(2005)532).
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